
Forderungskatalog von Menschen, die in Buch leben oder arbeiten an die 

demokratischen Parteien anlässlich der Berliner Wahlen 2026 

 

Impuls für diesen Dieser Forderungskatalog ist das Ergebnis eines gab eines gemeinsamen 

Austauschs, der am 25. August 2026 in Berlin-Buch stattfand. Menschen mit unterschiedlichen 

Lebensrealitäten sowie Migrations- und Fluchterfahrungen benannten konkrete 

Herausforderungen ihres Alltags und formulierten gemeinsam politische Forderungen. 

Wir wollen, dass diese Stimmen gehört werden und Eingang in die öffentliche Debatte im 

Vorfeld der Berliner Wahlen finden. Demokratie darf sich nicht auf das Wahlrecht 

beschränken: Alle Menschen, die in dieser Stadt leben – auch diejenigen, die keine deutsche 

Staatsangehörigkeit besitzen oder nicht wählen dürfen –, müssen ihre Bedürfnisse äußern und 

auf Entscheidungen Einfluss nehmen können, die ihr Leben unmittelbar betreffen. 

Wir fordern von den demokratischen Parteien klare Selbstverpflichtungen, konkrete 

Maßnahmen und überprüfbare Verfahren zur Umsetzung dieser Forderungen. 

 

Unsere Forderungen 

1. Diskriminierung beim Zugang zu Wohnraum und Arbeit wirksam bekämpfen 

Diskriminierung aufgrund von Herkunft, Namen, Sprache, Religion, Aufenthaltsstatus oder 

zugeschriebener Zugehörigkeit ist Realität. Sie erschwert vielen Menschen den Zugang zu 

grundlegenden Rechten. 

Wir fordern wirksame Maßnahmen zur Prävention, Meldung und Sanktionierung von 

Diskriminierung auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt. Antidiskriminierungs- und 

Beratungsstellen benötigen eine verlässliche Finanzierung, ausreichend Personal sowie 

niedrigschwellige, wohnortnahe und mehrsprachige Angebote. Betroffene brauchen sichere 

Beschwerdewege und einen wirksamen Schutz vor möglichen Benachteiligungen oder 

Repressalien. 

2. Gleiche Rechte und gesellschaftliche Teilhabe für alle gewährleisten 

Alle Menschen, die in Berlin leben, müssen eine reale Möglichkeit haben, ihr Wohnumfeld und 

die Stadt aktiv mitzugestalten. Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache oder Aufenthaltsstatus 

dürfen nicht darüber entscheiden, welche Stimmen gehört und welche Anliegen von den 

politischen Institutionen berücksichtigt werden. 

Wir fordern eine Stärkung derdauerhafte Informations-, Dialog- und Beteiligungsangebote in 

den sozialen, kulturellen und nachbarschaftlichen Einrichtungen in Buch. Öffentliche 

Informationen müssen in verständlicher Sprache, in barrierearmen Formaten und bei Bedarf 

mehrsprachig zur Verfügung gestellt werden. Teilhabe ist nur dann demokratisch, wenn 

Menschen ihre Rechte kennen und über konkrete Möglichkeiten verfügen, diese 

wahrzunehmen. 

 



3.  Politische Rechte von Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit ausweiten 

Tausende Menschen leben seit vielen Jahren in Berlin. Sie arbeiten, zahlen Steuern, gründen 

Familien, engagieren sich in ihren Nachbarschaften und sind unmittelbar von politischen 

Entscheidungen betroffen – dennoch dürfen sie nicht wählen. 

Wir fordern eine Ausweitung der politischen Beteiligungs- und Repräsentationsmöglichkeiten 

für Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit. Dazu gehört eine ernsthafte und 

verbindliche politische Debatte über die Erweiterung des Wahlrechts – mindestens auf 

kommunaler Ebene. Wer in einer Gemeinschaft lebt und zu ihr gehört, muss auch das Recht 

haben, über ihre Zukunft mitzuentscheiden. 

 

4.  Versammlungsfreiheit und politische Meinungsäußerung diskriminierungsfrei 

schützen 

Das Recht, sich zu versammeln, zu demonstrieren, politische Positionen öffentlich zu vertreten 

und sich friedlich zu organisieren, muss für alle Menschen gleichermaßen gewährleistet sein – 

unabhängig von Herkunft, Staatsangehörigkeit oder Aufenthaltsstatus. 

Wir fordern, dass diese Grundrechte konsequent und ohne doppelte Standards geschützt 

werden. Niemand darf eingeschüchtert, kriminalisiert oder diskriminiert werden, weil er oder 

sie demokratische Rechte friedlich wahrnimmt. 

 

5. Die populistische Instrumentalisierung von migrantischen und geflüchteten 

Menschen beenden 

Migrantische und geflüchtete Menschen dürfen nicht länger pauschal für gesellschaftliche 

Probleme verantwortlich gemacht werden, deren Ursachen politischer und struktureller Natur 

sind. Ebenso wenig dürfen sie als Bedrohung dargestellt oder zur Erzielung politischer und 

wahltaktischer Vorteile instrumentalisiert werden. 

Wir fordern von Parteien und, öffentlichen Institutionen eine verantwortungsvolle, sachliche 

und differenzierte Kommunikation, die frei von Rassismus und Diskriminierung ist. Angst, Hass 

und gesellschaftliche Spaltung zu schüren, darf keine legitime politische Strategie sein. Der 

Schutz der Menschenwürde ist eine unverhandelbare demokratische und ethische 

Verpflichtung. 

 

6. Entscheidungen über Buch gemeinsam mit den Menschen vor Ort treffen 

Politische Entscheidungen, die Berlin-Buch betreffen, dürfen nicht an der Bevölkerung vorbei 

getroffen werden. Die Menschen, die im Ortsteil leben und arbeiten, kennen seine 

Herausforderungen, Ressourcen und Bedürfnisse. Ihre Erfahrungen müssen in die Entwicklung 

politischer Maßnahmen einbezogen werden. 

Wir fordern eine Stärkung der regelmäßigen, zugänglichen, inklusiven und wohnortnahen 

Beteiligungsformate. In diesen Formaten müssen Probleme benannt, Prioritäten festgelegt, 



gemeinsame Lösungen entwickelt und getroffene Vereinbarungen öffentlich nachverfolgt 

werden können. Beteiligung darf nicht bedeuten, lediglich über Entscheidungen informiert zu 

werden, nachdem diese bereits getroffen wurden. 

7. Eine verlässliche Finanzierung solidarischer und gemeinwohlorientierter Initiativen 

gewährleisten 

Lokale Vereine, zivilgesellschaftliche Initiativen, Nachbarschaftsprojekte und 

selbstorganisierte migrantische Organisationen leisten einen unverzichtbaren Beitrag zum 

gesellschaftlichen Zusammenhalt. Sie begleiten Familien, schaffen Begegnungsräume, 

empowern Menschen ihre Rechte wahrzunehmen und einzufordern, und erreichen 

Menschen, zu denen öffentliche Institutionen häufig keinen ausreichenden Zugang finden. 

Wir fordern eine ausreichende, langfristige und strukturelle Finanzierung. Gemeinwesenarbeit 

darf nicht ausschließlich von kurzen Förderzeiträumen, unverhältnismäßig bürokratischen 

Verfahren und unsicheren Projektmitteln abhängen. Die kontinuierliche Förderung dieser 

Arbeit ist eine Investition in Demokratie, Prävention und soziale Gerechtigkeit. 

 

8.  Mehrsprachigkeit als Recht und gesellschaftliche Ressource anerkennen 

Berlin ist eine mehrsprachige Stadt. Diese Realität muss sich in der Verwaltung, im 

Bildungssystem, in der politischen Beteiligung und in der öffentlichen Kommunikation 

widerspiegeln. 

Wir fordern: 

• Informationen über Gesetze und Rechte, öffentliche Dienstleistungen und 

Beteiligungsmöglichkeiten müssen verständlich, barrierearm und bei Bedarf 

mehrsprachig zugänglich sein.  

• Familien- und Herkunftssprachen dürfen nicht als Defizit behandelt werden. Sie 

müssen als Kompetenzen, Wissensbestände und wertvolle Ressourcen für die gesamte 

Gesellschaft anerkannt und gefördert werden.  

• Sprachliche Gerechtigkeit muss als Querschnittsprinzip in der öffentlichen Politik 

verankert werden.  

• Die Umsetzung der Reform des Berliner Schulgesetzes im Hinblick auf die Förderung 

von Mehrsprachigkeit muss transparent begleitet und überprüft werden.  

• Unter Einhaltung des Datenschutzes müssen Informationen über die von Kindern und 

Jugendlichen gesprochenen Sprachen auf Bezirksebene erhoben und veröffentlicht 

werden.  

• Die bereits vorhandenen mehrsprachigen Kompetenzen des pädagogischen Personals 

müssen anerkannt und sichtbar gemacht werden.  

• Es müssen konkrete Strategien zur Förderung der Mehrsprachigkeit sowohl an den 

einzelnen Schulen als auch auf Bezirksebene entwickelt werden.  

• Mit migrantischen und Gemeinwesen orientierten Organisationen, die Wissen, 

Erfahrungen und mehrsprachige Ressourcen einbringen, müssen dauerhafte 

Kooperationen aufgebaut werden.  



In Pankow bestehen bereits fachlich spezialisierte Strukturen wie der Arbeitskreis Lingua 

Pankow. Sie müssen anerkannt und als strategische Partnerinnen in diese Prozesse einbezogen 

werden. 

9. Ehrenamtliche soziale Arbeit stärker anerkennen – auch bei der Altersvorsorge 

Viele Menschen leisten über Jahre hinweg unzählige Stunden unbezahlter Arbeit im sozialen, 

gemeinnützigen und nachbarschaftlichen Bereich. Dieses Engagement schafft 

gesellschaftlichen Wert, stärkt das Zusammenleben und trägt Bereiche mit, in denen staatliche 

und öffentliche Strukturen nicht ausreichen. 

Wir fordern die Entwicklung konkreter Modelle, durch die langjähriges und nachweisbares 

ehrenamtliches Engagement im sozialen Bereich bei der Altersvorsorge und bei der 

Berechnung von Rentenansprüchen angemessen berücksichtigt wird. Der Staat darf nicht 

jahrzehntelang von dieser Arbeit profitieren, ohne ihre wirtschaftlichen Folgen für die 

engagierten Menschen anzuerkennen. 

10. Soziale Gerechtigkeit in den Mittelpunkt aller politischen Entscheidungen stellen 

Steuerpolitik, öffentliche Finanzierung und Sozialleistungen müssen wirksam zum Abbau 

sozialer Ungleichheiten beitragen. Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen dürfen 

nicht länger überproportional belastet werden. 

Wir fordern eine gerechte Verteilung von Ressourcen und Verantwortung. Menschen mit 

höheren Einkommen und großen Vermögen müssen einen entsprechend größeren Beitrag zur 

Finanzierung öffentlicher Dienstleistungen und des Gemeinwohls leisten. Wohnen, Bildung, 

Ernährung, Gesundheit, Mobilität und kulturelle Teilhabe müssen als Rechte gewährleistet 

sein und dürfen nicht vom Einkommen abhängen. 

 

Unsere Botschaft an die demokratischen Parteien 

Die Menschen in Buch wollen nicht nur während des Wahlkampfs befragt werden. Wir fordern 

einen kontinuierlichen Dialog, konkrete Antworten und überprüfbare Verpflichtungen. 

Politische Teilhabe beginnt und endet nicht an der Wahlurne. Auch Menschen ohne Wahlrecht 

sind Teil Berlins, tragen ihre Nachbarschaften mit und haben das Recht, an Entscheidungen 

mitzuwirken, die ihr Leben betreffen. 

Wir erwarten von den demokratischen Parteien, dass sie diese Forderungen in ihre politischen 

Programme und Vorhaben aufnehmen und öffentlich darlegen, welche konkreten 

Maßnahmen sie ergreifen werden, um eine gerechtere, mehrsprachige, solidarische, 

antirassistische und tatsächlich demokratische Gesellschaft zu verwirklichen. 

Diese Forderungen wurden formuliert von den Teilnehmer:innen des Workshops „Jede 

Stimme zählt!“, der am 25. August 2026 in Berlin-Buch stattfand. 

Der Workshop wurde unterstützt von MigrArte Perú e.V., moveGLOBAL e.V., Stadtteilbibliothek 

Buch und BENN Buch. 


